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Halle a. S., Mittwoch den 15. Juni 1892. 3. Jahrg

Die Unterſtützung der Studenten durch
den Staat.

M. Es iſt von ſozialdemokratiſcher Seite oftmals darauf
hingewieſen worden, daß das Verhältnis der Unterſtützung
der höheren Schulen durch den Staat gegenüber den Volks
ſchulen ein zu ungleiches iſt, indem die höheren Schulen
relativ bedeutend höher unterſtützt werden als die Volks-
ſchulen. Recht draſtiſch tritt dies hervor, wenn der Staats
uduß auf den Kopf der Beſucher der Schulen berechnet
wird.
Der preußiſche Staatshaushaltsetat für 1892—93 liefert

hierfür den Beweis. Danach beträgt der Staatszuſchuß für
die neun preußiſchen Univerſitäcen in dieſem Jahr insgeſamt
die niedliche Summe von 7 225 933 M. Hiervon bekommt
Königsberg bei einer Anzahl von 717 Studenten (die Anzahl
nach dem Sommerſemeſter von 1891 angenommen) 804 803
Mark, macht Zuſchuß für einen Studenten 1122 Mark.
Berlin bei 4611 Studenten 2 101 000 M, macht für einen
456 M. Zuſchuß. Greifswald bei 834 Studenten 288 354
Mark, beträgt bei einem 346 M. Zuſchuß. Breslau 911 350
Mark bei 1342 Studenten, mithin Zuſchuß für einen 679 M.
Halle 675 108 M. bei 1483 Studenten, Zuſchuß für einen
455 M. Kiel 570 387 M., Studenten 605, Zuſchuß für
jeden 943 M. Göttingen 391 972 M., Studenten 831,
Zuſchuß für einen 472 M. Marburg 595 632 M., Studenten
952, Zuſchuß für einen 626 M. Bonn 887327 M.,
Studenten 1386, Zuſchuß für einen 640 M.

Man ſieht, der Zuſchuß beträgt mitunter, wie z. B. bei
Königeéberg, für einen Studenten mehr als mancher Arbeiter
im ganzen Jahr verdient. Zieht man nun weiter in Betracht,
daß der Staatszuſchuß aus den Erträgen der indirekten
Steuer genommen wird, die Arbeiter aber zu dieſer Steuer
verhältnismäßig mehr beitragen als die reichen Leute, ſo
ergiebt ſich der Schluß, daß die Maſſe der Armen auch das
Studium der Bourgeoisſöhnchen mit bezahlen muß.

Wird von unſerer Seite bemerkt, daß die Gehälter der
ſogenannten hohen Beamten viel zu hoch ſeien und die Arbeits
löhne zu niedrig, ſo bekommt man gewöhnlich von den Gegnern
zur Antwort: Die Herren haben jahrelang ſtudiert, es
koſtet ihnen mithin viel Geld, Mühe und unermüdlichen Fleiß,
bevor ſie ſich alle die Kenntniſſe angeeignet haben, die zur
Ausübung hoher Aemter erforderlich ſind.

Nun, über die Kenntniſſe wollen wir hier nicht ſtreiten,
erinnern nur an das bekannte Wort Oxenſtiernas: Mein
Sohn, Du glaubſt nicht, wie mit wenig Weisheit die Welt
regiert wird.“

Was das Geld anbelangt, das es den Herren Studierenden
koſtet, ſo ſteht für jeden mit den Verhältniſſen Betrauten feſt,
daß es im allgemeinen die Arbeiter ſind, die es ihnen, dank
der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe, verdient haben und noch
verdienen. Aus ihren Knochen wird es herausgeſchunden,
darauf haben ſich die „klugen Herren“ von jeher vortrefflich

verſtanden. Es iſt Humbug, wenn geſagt wird, weil zu
dieſem oder jenem Amt ein langjähriges Studium nötig,
müßte auch die Bezahlung danach ſein. Der Handwerker
muß gewöhnlich 4 Jahr lernen, bevor er Geſelle wird und
er muß lernen bis an das Ende ſeiner Tage. Thut er dies
nicht, dann bleibt er, zumal bei dem heutigen Fortſchritt der
Technik, in ſeinem Handwerk zurück und findet keine Beſchäf-
tigung. Er iſt Hand- und Kopfarbeiter und bekommt
trotz ſeiner, mitunter hohen Leiſtungen eine Bezahlung die
eher als Taſchengeld, denn als Lohn bezeichnet werden kann.
Ja, manchen der Herren Studierenden ſteht ein viel größeres
Taſchengeld zu gebote, als der Verdienſt des Handwerkers
beträgr und bei alledem muß der arme Mann auch noch mit
zum Studium der reichen Leute beitragen.

Gegenüber den Volksſchulen herrſchen ganz andere Anſichten.
So Leträgt für einen Schüler der Volksſchule während der
Dauer der ganzen Schulzeit der Staatszuſchuß zirka
150 M. Welch himmelweiter Unterſchied liegt hier zwiſchen
dem Königsberger Studenten und dem Volksſchüler.

Jeder, der ſich vom Gerechtigkeitsgefühl leiten läßt, wird
die ungleiche, den Volksſchüler hintenanſttzende Behandlung
zugeben. Dennoch wird von unſeren Gegnern fort und fort
behauptet, unſere ganze Thätigkeit wäre eine immerwährende
Aufhetzung der Arbeiterklaſſe. Wir werden uns durch ſolch
alberne Behauptungen in unſerem Thun nicht irre machen
laſſen, ſondern fortfahren, die Schäden der heutigen Ordnung
der Dinge aufzudecken.

Deswegen, um das Verkehrte der menſchlichen Einrichtungen
zu erkennen, wollen wir das Wiſſen verallgemeinern. Damit
ſich alle Staatsbürger nach ihren Fähigkeiten ausbilden
können, verlangen wir Weltlichkeit der Schule, obligatoriſchen
Beſuch der öffentlichen Volkeſchulen, Unentgeltlichkeit des
Unterrichts, der Lehrmittel und der Verpflegung in den öffent-
lichen Volksſchulen, ſowie in den höheren Bildungsanftalten
für diejenigen Schüler und Schülermnen, die kraft ihrer
Fähigkeiten zur weiteren Ausbildung geeignet erachtet werden.

Mit der Durchführung dieſer Ford rungen wäre für hohe
und niedere Lehranſtalten eine gerechte Baſis geſchaffen. Die
höheren Lehranſtalten wären nicht wie jetzt nur für die beſſer
ſituierten Kreiſe vorhanden, ſondern für jeden, der ſich zur
weiteren Ausbildung eignete.

Eine ſozialiſtiſche Geſellſchaft würde nicht verlangen können,daß wie hen die Aermſten der Armen das Studium der

beſitzenden Klaſſen mit bezahlen, weil es darin weder Arme
noch Reiche giebt, ſondern nur Gleiche.

Folitiſche Rundſchau.
Ein Jahr Feſtung wegen Mordes. Natürlich iſts

ein Offizier, den dieſe „exemplariſche“ Beſtrafung ereilt
hat. Ein Louis würde für dieſelbe That mindeſtens etliche
Jahre ins Zuchth aus gewandert ſein. „Zwiſchen dem
Leutnant v. Saliſch vom 28. Regiment und einem Zi

viliſten kam es in der vergangenen Nacht zu Koblenz zu einem
Streit, in deſſen Verlauf der Leutnant ſeinen Gegner
erſtach. Der Tod des Ziviliſten erfolgte auf
der Stelle.“

So lautete eine kurze Notiz, die wir unterm 21. März cr.
veröffentlichten. Der Erſtochene war der ſich allgemeiner
Achtung erfreuende Kaufmann Ferd. Weimann aus
KoblenzLützel. Wie aus Koblenz gemeldet wird, iſt der Herr
Leutnant Wilhelm v. Saliſch für ſeine That zu einem
Jahre Feſtung verurteilt worden und am letzten Sonn
abend zur Verbüßung der ihm zudiktierten Strafe nach Weſel
am Rhein gegangen. Der Kamerad des Herrn v. Saliſch,
vreutnant Lempke, welcher an dem verhängnisvollen Abend
auf den wehrloſen Bürger mit blanker Klinge mitattackierte,
iſt mit einer vierzehntägigen Arreſtſtrafe davon
gekommen. Wir verſtehen es vollſtändig, wenn, wie heute
aus Koblenz geſchrieben wird, die niedrige Bemeſſung dieſer
Strafen dem beleidigten Rechtsgefühl der Bevölkerung keine
ausreichende Genugthuung giebt, und wir wiederholen, was
wir erſt jüngſt an anderer Stelle ausgeſprochen: wenn der
mit Leibes- und Lebensgefahr für die Bevölkerung verbundene
Mißbrauch des Säbels von ſeiten „ſchneidiger“ Offi
ziere und Mannſchaften nicht mit den allerſtrengſten
Strafen belegt wird, ſo iſt für die Rubrik „Säbelaffairen“,
die für das Militär ebenſo ſchmachvoll, wie für das Bürger
tum demütigend ſind, in der Tagespreſſe kein Ende abzuſehen.
Als überaus charakteriſtiſcher Umſtand bei der ganzen trau
rigen Affaire wird noch berichtet, daß nach der Blutthat ein
gewiſſer Ulrich v. Kopphengſt, der Schwager des Leutnants
v. Saliſch, bei der Witwe des Erſtochenen erſchien und der
ſelben als „Schmerzensgeld“ bezw. „einmalige Abfindung“
eine Summe von 100 Mark anbot! Es braucht wohl
nicht erſt geſagt zu werden, wie Frau Weimann dieſem
noblen Anerbieten, das auf die Geſinnung unſerer Edelſten
wieder einmal ein unſchätzbares Licht wirft, begegnete.

Ein Bürgerleben iſt 100 Mark wert!
Zur Lage des deutſchen Landarbeiters im 19. Jahr

hundert. Der Graudenzer „Geſellige“ brachte folgendes
Jaoſerat:

Der Kuhhirt Mathias Minikowski aus Bauerndorf, Gr. Kom
morsk, hat ſeinen Dienſt beim Beſitzer F. Lenz in Michelau ohne
Grund verlaſſen. Es wird gewarnt, ihn in Arbeit zu nehmen, und
die Herren Polizeiverwalter und Gendarmen werden ergebenſt er
ſucht, im Betretungsfalle den p. Minikowski zu verhaften und per
Transport in den Dienſt führen zu laſſen. Transportkoſten werden
erſtattet. Das Dienſtbuch befindet ſich bei Herrn Lenz.

Der Amtsvorſteher. Wollert.
Wenn die deutſchen Landarbeiter angeſichts ſolcher geſetzlich
zuläſſiger Achterklärungen den Staub von den Füßen ſchütteln
und in Scharen nach Amerika ziehen, ſo iſt das ganz natür
lich. Wems nicht paßt, der mag mit dahin wirken, daß die
Geſindeordnung aufgehoben wird. Wenn es gilt, im Kriege
für das teure Vaterland ſich die Knochen zerſchießen und
zerſchlagen zu laſſen, macht man mit dem Geſinde ja auch

v Ravachol.
Humoreske von Pondo.

„Wie meinen Sie? teuer verkaufen fragte lebhaft ſein
Partner und ſprang auf. „O, ich werde Jhnen ſogleich
zeigen

Der Landgerichtsrat fiel ihm abwehrend in die Arme
„Bitte, biite noch einen Augenblick; es hat durch

aus keine Eile.“
Der unheimliche Beſuch ſetzte ſich wieder und blickte er

wartungevoll den Hausherrn an.
Dieſer hatte wie ein Feldherr die Situation überſchaut und

ſich ſtrategiſch zwiſchen Ravachol und deſſen Bombe poſtiert.
Sein Plan war gefaßt. Er hatte ſich eine gewiſſe äußere
Ruhe aufgezwungen, trotzdem es in ihm wogte und kochte.
Und andererſeits war es ihm wieder wic ein innerliches teuf
liſches Hohnlachen. Seine Geiſtesgegenwart hatte ſich glänzend
bewährt. Er, der Landgerichtsrat, ſtand Auge in Auge dem
gefürchtetſten Manne Europas gegenüber und hatte ſich
hinterrücks auf die Tiſchkante ſtützend deſſen Dynamit-
geſchoß in ſeiner Gewalt. So ſchoß es ihm durch den
Kopf, und ſein Auge war durchbohrend auf den Anarchiſten
ger chtet.

Dieſem begann die Situation allmählich unbehaglich zu
werden. Er rückte unruhig auf ſeinem Stuhl herum und
wollte ſich erheben.

„Jch halte Sie wirklich auf, Herr Gerichtsrat
„O bitte, behalten Sie Platz,“ ſagte dieſer langſam. „Sie

werden nach Jhrer anſtrengenden Tour jedenfalls der Ruhe
bedürfep,“ fügte er beinahe ironiſch hinzu.

„Jch bin allerdings ſchon den ganzen Tag im Geſchäft.
Auch hier in Moabit habe ich bereits bei einigen Jhrer Herren
Kollegen mit vorgeſprochen.“

O, entſetzlich! alſo er war nicht der erſte, dem es ans
Leben ging! „Nun und fragt er nervös ge
ſpannt

„Jch danke, ich bin recht zufrieden,“ ſagte mit glücklichem,
behaglichem Lächeln der andere und ließ ſich bequem in ſeinen
Polſterſeſſel zurückfallen. „Jch hatte heut meinen guten Tag
und habe Verſchiedenes zum Abſchluß gebracht.“

Der Moment war da!
Wie ein Rache-Engel richtete ſich der Gerichtsrat kerzen

grade in die Höhe.
„Und nun kommſt Du zu mir, verruchter Mordgeſelle, um

2 mich zu töten! Siehe hier Dein Mordgeſchoß in meinen
änden!“
Mit einer blitzſchnellen Wendung faßt er die hinter ihm

ſtehende Bombe und ſchwingt ſie mit beiden Händen hoch

über ſeinem Hauptie e
und im nächſten Moment ſitzt er, wie vom Schlage gerührt,
in einem Seſſel.

Der andere hatte noch geſchrieen: „Um Gottes Willen,
Herr Rat, meine Zigarren!“ und dann herrſchte lange,
lange im Zimmer feierliche Ruhe.

Die Ereigniſſe waren ſich zu unerwartet und plötzlich ge
folgt, und die beiden Männer mußten Zeit gewinnen, ſich zu
ſammeln.

Mit elegantem Schwunge hatte ſich der Muſterkarton über
dem Haupte des Gerichts-ats entleert, die Zigarren bedeckten
den würdevollen Greis wie mit Lorbeeren und verbreiteten
im Zimmer einen kräftigen Tabaksgeruch.

Der „Anarchiſt“ war einfach ſprachlos. Er ſchaute nur
ſtaunend nacheinander ſeine Zigarren, ſein leeres Etuis, den
Landgerichtsrat und dann wieder ſich ſelber an. Er betaſtete
ſeine Beine, die ſeidene Weſte und ſchien ernſtlich darüber im
Unklaren, ob er oder der Gerichtsrat verruckt geworden ſei.

Der Herr Landgerichtsrat war, wie es ſchien, ſehr nach
denklich geworden. Langſam griff er an den Hals und zo
eine Zigarre, die im Rockkragen ſtecken geblieben war, hervor.
Etwas verlegen beſah er ſie ſich von allen Seiten, prüfte
auch ihren Geruch und legte ſie dann ſehr ernſt auf den Tiſch.
Endlich ſagte er ziemlich kleinlaut:

„Sie ſind wohl garnicht der Anarchiſt Ravachol aus Paris
„Nein,“ erwiderte der andere, „ich bin der Zigarrenreiſende

Cohn aus Berlin. Hat das Mädchen meine Karte nicht ab
gegeben

„Sie hat jedenfalls einen Druckfehler enthalten,“ ſagte
der Landgerichisrat.

Das iſt möglich.“ Der Reiſende entnahm
ſeiner Brieftaſche eine neue Karte und überreichte ſie dem Land

gerichtsrat.
Dieſer nahm, ohne gaufzublicken, die Karte entgegen und las:

Siegmund Cohn,
Vertreter des ZigarrenJmport Geſchäfts

C. W. Barnum's Söhne
in Bremen.

O, das war bitter und doch zugleich ſo ſüß!
Der Gerichtsrat hob langſam und nachdenklich eine neue

Zigarre vom Teppich auf. „Was koſtet die Zigarre
„Eine vorzügliche Jmporte,“ ſagte Herr Siegmund Cohn.

„Rein Havanna mit Cuba Decke. Schöner Brand; reiner,
milder Geſchmack und feines aber Aroma Die
Zigarre iſt ſehr zu empfehlen. Jch kann ſie Jhnen mit 135 M.

offerieren.“ t„So, ſo, ſchicken Sie mir bitte 10 Kiſten,“ ſagte leiſe der
Landgerichtsrat.

„Jch danke Jhnen verbindlichſt.“ Herr Cohn ſeinBuch und notierte: „1000 Cazadores Jmperiales W 185.

Der Landgerichtsrat war aufgeſtanden und ſammelte indes



keine Ausnahme. Da iſt alles gleich. Warum nicht im
Schaffe man endlich den letzten Reſt der Hörig

it, die Geſindeordnung, ab. Das iſt das wenigſte, was
dem deutſchen Landarbeite: das deutſche Volk
ſchuldig iſt.

Der ſozialdemokratiſche Kieler Stadtverorduete
Maurer Brodhuhn hat ſein Stadtverordneten mandat ein
gebüßt, weil die Kieler ſtädtiſchen Behörden einen Beſchluß
gefaßt, wodurch der Zenſus für die Stadtverord-
netenwahlen von 600 auf 1200 M. erhöht worden iſt.
Eine Klauſel, daß alle Perſonen, die das Bürgerrecht ſchon
jetzt beſitzen, auch fernerhin dasſelbe behalten ſollen, wurde
von dem Bezirksausſchuß ſowohl wie dem Provinzial
rat abgelehnt. Damit verliert der größte Teil der Kieler
Arbeiter ſein Bürgerrecht und wenn das Mandat des zweiten
Stadtverordneten abgelaufen ſein wird, hat natürlich auch
dieſer keine Ausſicht, wiedergewählt zu werden. So haben
die Kieler Freiſinnigen die ſozialdemokratiſchen Stadt
verordneten aus dem Stadtverordneten Kouegium hinaus-
Zug Vielleicht hört man nun bald davon, daß alle

ieler Einwohner, welche weniger als 1200 M. Einkommen
haben, von der Steuer befreit worden ſind.

Wie weit die antiſemitiſche Verhetzung ſchon gediehen
iſt, beweiſt ein vom Stuttgarter „Beobachter“ mitgeteilter
Vorfall im Stadtgarten und Reſidenz- Café zu
Stuttgart. Ein zur Reſerveübung eingezogener Reſerveoffizier
unterhielt ſich letzten Sonnabend im Stadtgarten mit einem
iſraelitiſchen Schulkameraden. Da machte ein Berliner Herr,
der ſich ſpäter ſelbſt als Reſerveoffizier bei einem Berliner
Regiment vorſtellte, die laute Bemerkung, es ſei eine Schmach
fürs Vaterland, daß ein Offizier ſich mit einem Juden an
einen und denſelben Tiſch ſetze; dieſem Offizier gehöre der
Degen abgenommen und ſtückweiſe ins Geſicht geſchleudert,
die Uniform ausgezogen u. ſ. w. Am Pefingſtmontag fing
derſelbe Berliner Reſerveoffizier“ ſeinen Radau im Reſidenz-
Café an, kam dabei aber, als er trotz aller Vorſtellungen nicht
ruhig werden wollte, ſchlecht weg. Ein Jude titulierte ihn
per „Lausbuben“, ein anderer packte ihn am Kragen, prügelte
ihn ordentlich durch und am Schluſſe wurde der „Berliner
Reſerveoffizier“ gleich dem Gaſt aus Nubierland vor die
Thüre geworfen. Recht ſo: Hoffentlich hat der Jude ſeine
Fäuſte tüchtig gebraucht.

geſamte

a Oberbürgermeiſtergehälter. Max von Forckenbeck be
zog als Oberburgermeiſter von Berlin 30 000 M. Die Ge-
hälter der Oberbürgermeiſter und Bürgermeiſter einer Reihe
großer Städte belaufen ſich auf folgende Beträge: Breslau
19 000, Körn 18 000, Königsberg, Leipzig, Frankfurt a. M.,
Magdeburg, Danzig. Düſſeldorf je 15 000, Stettin 13 500,
München 13 200, Elberfeld 13 000, Bremen, Halle, Ecfurt,
Altona, Kaſſel, Aachen je 12 000, Poſen, Dortmund, Krefeld,
Dresden, Chemnitz je 10 500, Augsburg, Kiel, Wiesbaden,
Stuttgart, Mannheim je 10 000, Nürnberg 9600, Würzburg,
Regensburg, Karlsruhe, Darmſtadt je 8000, Oldenburg 7200,

Schwerin 6600 M. eDahl. der Richter durch das Boil. Der Verfaſſungs
rat im Kanton Teſſin (Schweiz) beſchloß die Wahl der
Regierung durch das Volk. Ferner ſollen durch das Volk
gewählt werden die Gerichte erſter Jnſtanz und ihre Präſi-
denten. Dem Voike wurde endlich auch das Recht der Ge-
ſetzgebungsJnitiative, ſowie die Jnitiative betreffend Partial-
reviſion der Verfaſſung verliehen. Zur Ausübung der letz-

die zerſtreuten Zigarren in das mit ſchwarzem Ledertuch be
zogene Muſterkäſtchen.

Herr Cohn nimmt Hut und Stock aus der Ecke und wendet
ſich zum Gehen. Da fällt ihm noch etwas ein. Er zieht
den Rat beiſeite. „Was übrigens den Ravachol betrifft,
Sie haben wohl die Abendausgabe noch nicht geleſen Er
entnimmt ſeiner Bruſttaſche abermals eine „Königlich Privi-
legierte“ und tippt mit dem Finger auf eine Pariſer Depeſche.

„Jch empfehle mich Jhnen beſtens!“ Er macht eine Ver-
zuanns und der Rat begleitet ihn zur Thür. „Jch habe die

hre

Nun, was ſchreibt man aus Paris
„Die hieſigen Blätter dementiexen die Nachricht des

„Figaro“, daß Ravachol garnicht gefangen, ſondern in
Freiheit und auf der Flucht nach dem Auslande ſei.
Die bereits früher vorgenommenen anthropometriſchen
Meſſungen haben die Jdentität des Verhafteten mit dem
aus St. Etienne bekannten Ravachol auf das Evidenteſte
nachgewieſen. Der Verhaftete zeigt nicht nur die ſtechend
ſchwarzen Augen und den gelben Teint, ſondern auch die
ungewöhnlich langen Arme, die ausgebreitet mit den
langen Händen 18 Zentimeter mehr meſſen, als die ganze
Statur. Der Generalprokurator hat bereits die Ueber
führung des im Gefängnis befindlichen und in Ketten
liegenden Ravachol nach St. Etienne angeordnet, da er
wegen Ermordung des Einſiedlers in Cambles vor das
Geſchworenen Gericht des Loire Departements geſtellt
werden ſoll, wo er jedenfalls der verdienten Todesſtrafe
nicht entgehen wird.“

Das ernſte, etwas niedergeſchlagene und nüchterne Geſicht
des Landgerichtsrats, das bisher zwiſchen Regen und Sonnen-
ſchein geſchwankt hatte, ſtrahlt jetzt, wie ein lachender Mai
morgen.

Er eilt ans Fenſter und öffnet.
„Herr Cohn! Herr Cohn!“
„Herr Landgerichtsrat ſchallte es von unten zurück.
„Sie können mir auch zwei Mille ſchicken.“
„Werde ſogleich notieren. Anfang nächſter Woche haben

Sie die Sendung.“
Herr Cohn, noch ein Wort! bitte etwas

r Landgerichtsrat biegt ſich ſo weit wie möglich hin
unter

„Diskretion iſt Ehrenſachel“
Selbſtverſtändlich

„Gute Nacht!“
Ende.

teren ſind 7000 Unterſchriſten notwendig. Die erſte Leſung
des Entwurfes wurde am Sonnabend beendigt. Am 20. Juni
wird die zweite Leſung beginnen. Ueber den Geſamtentwurf
wurde nur von konſervativer Mehrheit abgeſtimmt; die Libe
ralen enthielten ſich der Abſtimmung.

Ueber die Kataſtrophe in Przibram brachte auf dem
Parteitage der öſterreichiſchen Sozialdemo-
kratie der Delegierte Hybes-Brünn einen Brief einiger
Bergarbeiter über das Unglück zur Verleſung, der eine furcht
bare Anklage gegen die Verwaltung der Sruben enthält. Es
wird darüber geſagt:

„Das Feuer entſtand auf dem 29. Horizonte in einer Tiefe
von 956 Metern grade zur Mittagszeit. Nach einer halben
Stunde ſchon bemerkten einige Bergarbeiter, daß es brenne,
und verſuchten das Feuer, bevor es größere Dimenſionen an
nehme, zu löſchen. Der Brandherd war jedoch nicht zu er
reichen, da ſich derſelbe innerhalb einer feſtgefügten, vernagelten
Bretterverſchalung befand, die allen Anſtrengungen und Demo
lierungsverſuchen widerſtand. Eine Gefahr für die Bergleute
beſtand jedoch zu dieſer Zeit noch nicht, weil der Rauch durch
den Lufiſchacht abzog und ſich nicht in die Quergänge ver
breitete. Erſt als die Bergverwaltung von dem Feuer Kennt
nis erhielt und große Waſſermaſſen in den Schacht hinab
werfen ließ, wurde dem Rauche der Abzug nach oben ab-
geſchnitten, und der zurückgebliebene Qualm erfüllte nun die
Seitenſchächte, wodurch erſt die eminente Gefahr für die eig-
gefahrenen Bergleute heraufbeſchworen wurde. Die Schacht
arbeiter verlangten nun aufgezogen zu werden,
wurden aber von den Werkbeamten zurückge
trieben mit der Behauptung, daß eine Gefahr abſolut nicht
exiſtiere. Trotz dieſer gewiſſenloſen Verſicherung gaben die
Arbeiter das Zeichen zum Aufzuge, doch in drei Gruben
verſagten die Aufzugsvorrichtungen den Dienſt.
Endlich, nachdem die Gefahr ihren Höhepunkt erreicht hatte,
wurde ein Bretterverſchlag hinabgelaſſen, der Raum für zwölf
Arbeiter hatte. Dieſe Rettungsanlage war jedoch ſo
mangelhaft umfriedet, daß die Uaglücklichen, als ſie
von dem Rauche das Bewußtſein verloren hatten, in den Ab
grund hinabſtürzten und den Tod fanden. Oberverwalter
Jäger gab nun den Befehl, Waſſer in den brennenden Schacht
zu gießen, doch war, wie bei allen Feuersbrünſten, die in den
Gruben ausgebrochen waren, Waſſer zum Löſchen nicht
vorhanden. Auch wurden die Handſpritzen geſucht, doch
fehlten die Schlüſſel zu den Requiſitenkammern.“

Als mögliche Urſache des Ausbruchs des Feuers wird in
dem Briefe das ſogenannte „ewige Licht“ bezeichnet. Es heißt
mir Bezug darauf:

„Die religiöſen Arbeiter tragen gewöhnli h verſchiedene
Heilige in die Gruben mit, hauptſächlich den heiligen Johannes.
Dieſem wird oft eine improviſierte Kapelle errichtet, die durch
ein „ewiges Licht“ erleuchtet wird. Nan kam es ſchon öfter
vor, daß durch die Weihflamme die Kapelle Feuer fing und
völlig niederbrannte. Es iſt möglich, daß die Wiederholung
eined ſolchen Vorfalles die Urſache der Feuersbrunſt war.
Die Arbeiter behaupten nicht, daß die Bergverwaltung die
Schuld an dem Ausbruch des Brandes trage, ſie legen ihr
aber zur Laſt, daß durch ihre verkehrten Manipulationen das
Feuer ſich ausbreiten konnte und daß alle Rettungsmaßregel-
illuſoriſch wurden durch den Mangel an Krahnen, Spritzen
und Waſſermengen. Die ſchwerſte Anklage erheben jedoch die
Bergleute damit, daß die Arbeiter, welche ſpäter einen ent-
ſetzlichen Tod fanden, in dem Augenblicke, wo noch die Mög-
lichkeit einer allgemeinen Rettung vorhanden war, zurück-
getrieben wurden.“

Natürlich verſuchen kapitaliſtiſche Blätter dieſe Darlegung
als ſozialdemokratiſche Uebertreibung“ darzuthun, bleiben
aber den Beweis dafür ſchuldig. Die in Oeſterreich graſſie
rende „Schlamperei“ läßt es nur zu wahrſcheinlich erſcheinen,
daß die Schilderung eine zutreffende iſt.

Der Reichstagsabgeordnete Redakteur Max Schippel
ſtand heute wegen eines vor Jahren begangenen Ver-
gehens gegen das Preßgeſetz vor Gericht. Schippel hatte am
1. Februar 1890 als Redakteur der „Volkstribüne“ aus dem
in London erſcheinenden und in Deutſchland verbotenen
„Sozialdemokrat“ einen Leitartikel „Die Sozialdemokratie,
das Kartell und die Oppoſition“ asgedruckt. Er gab den
Abdruck zu, ließ aber durch Verleſung feſtſtellen, daß alle
die Regierung angreifenden Stellen von ihm fortgelaſſen ſeien
und alle Blätter unbeanſtandet aus dem „Sozialdemokrat“
Nachrichten entnommen hätten. Der Staatsanwalt beantragte
50 Mark Geldſtrafe, Schippel erhob den Einwand der Ver

und hierauf wurde das Verfahren gegen ihn ein-
geſtellt.

Breslau, 13 Juni. Die I. Strafkammer des Land
gerichts verurteilte den Redakteur Thiel der „Volkswacht“
wegen Beleidigung des Fabrikbeſitzers Peipe in Hainau zu
einer Geldſtrafe von 500 M.

Kus Stadt und and.
Wir ditten unſere werten Leſer, uns von allen wiſſenswerten Vorfällen lokaler
Natur rlgä Mitteilung zu machen, damit wir in den Stand s werben,
dem Leſerkrei r davon Kenntnis zu geben. Wir erſuchen die Partei
genoſſen, ſich bei ſolchen r kurz auf das thatſächlich Vorgefallene zu be

ſchränken und ſind gern erbötig, etwa entſtehende Koſten zu erſetzen.

Halle, 14. Juni.
Majeſtätsbeleidigung vor dem Reichsgericht. Jn

der Strafſache gegen den Abgeordneten Fritz Kunert wegen
Majeſtätsbeleidigung iſt die Hauptverhandlung über die von
dem Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts zu Bres
lau eingelegte Reviſion auf den 24. Juni dieſes Jahres
vor dem vierten Strafſenate des Reichsgerichts zu Leipzig
anberaumt worden. Der Breslauer Staatsanwalt beantragte
in dieſer Sache gegen Kunert 6 Monate Gefängnis und Ver
luſt des Reichstagsmandates, während das Land
gericht Breslau am 6. Mai 1890 auf eine Gefängnisſtrafe
von 3 Monaten erkannte. Hiergegen legte der Beklagte Re
viſion ein. Die endliche Entſcheidung erfolgt nunmehr in dem
zur Hauptverhandlung angeſetzten Termin. Dieſe Entſchei
dung dürfte darum von weittragender Bedeutung ſein, weil
ſie gleichzeitig die Frage der Verjährung von vorgeblichen
Strafthaten, die in der letzten Sitzungsperiode von Mit
gliedern des Reichstages begangen ſein ſollen, im Falle
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der Bejahung dieſer Frage defigiciv beantwortet Er
folgt aber eine Beſtätigung des Urteils, d. h. wird damit
die Verjährungsfrage verneint und Kunert verurteilt, ſo wird
die Entſcheidung in einer Reihe der übrigen ſchwebenden
Strafſachen von Fall zu Fall durchzufechten ſein.

Stadtverordneten Sitgung vom 13. Juni. Vorſitzender: Stadtv.
Vorſteher Gneiſt eröffnet die Sitzung mit der als 1. Punkt auf der
Tagesordnung ſtehenden

erpflichtung und Einführung des zum unbeſoldeten Stadtrat ge
wählten Stadtverordneten Dönitz Oberbürgermeiſter Staude
richtet an denſelben eine Anſprache, in welcher er deſſen Wirkſamkeit
als Stadtverordneter hervorhebt und die Erwartung ausſpricht, daß
er in gleicher Weiſe als Mitglied des Magiſtrats in der Verwaltung
ſich bethätigen wird. Darauf fordert er denſelben auf, den Eid zu
leiſten. Nach Ableiſtung dieſes ſehr umfangreichen Eides wird das
neue Magiſtratsmitglied vom Stadtv. Vorſteher aus der bisherigen
Gemeinſchaft der Verſammlung verabſchiedet und als Mitarbeiter der
anderen ſtädtiſchen Körperſchaft willkommen geheißen. Stadtv. Dönitz
ſpricht Dank aus für die Wahl zum unbeſoldeten Stadtrat und ver
ſpricht nach beſten Kräften ſeinem neuen Amte zu genügen.

Es folgt die Verleſung und Genehmigung des Protokolls letzter
Sitzung, wonach der Vorſitzende Mitteilung macht vom Eingang zweier
Petitionen. Die erſte, vom Kaufmann Albert Drechsler ausgehend,
verlangt Prüfung und Abhilfe der Kanalanlage vor ſeinem Grund
ſtücke; die zweite, welche vom 3 kommunalen Verein eingegangen,
legt Proteſt ein gegen die vermeintlich beabſichtigte Verpachtung des
alten baufälligen Siechenhauſes und verlangt Abbruch desſelben behufs
Straßenverbreiterung. Oberbürgermeiſter Staude berichtigt die irr
tümliche Auffaſſung von der Verpachtung des Gartengrundſtücks des
Siechenhauſes, in welche allerdings das Gebäude mit aufgenommen
ſei, jedoch mit der ausdrücklichen Bedingung, daß dasſelbe nicht
bezogen werden darf, da die Baufälligkeit desſelben bereits thatſächlich
eine gefahrdrohende ſei. Beide Eingaben werden der Petitionskommiſſion
überwieſen.

Beim 2. Punkt: Wrhl einer Kommiſſion zur Vocrberatung der
Stadtbauratswahl, werden auf Empfehlung des Vorſitzenden die Mitglieder der Kommiſſion zur Beratung der ßeeſorm des ſtädtiſchen Bau

weſens, vermehrt durch die Stadtverordneten Brünecke und Friedrich,
ohne Diskuſſion gewählt.

3 Die Errichtung von 10 neuen Klaſſen an den ſtädtiſchen Elemen
tarſchulen, ſowie Aaſtellung von fünf Lehrern und fünf Lehrerinnen
(mit einem Aafangsgehalt von 1300 M. für erſtere und 900 M. für
letztere) zum 1. April 1893 werden nach dem Bericht des Referenten
Stadtv. Dittenberger genehmigt. Es ſollen ſiebes neue Klaſſen
bei der Volksſchule, zwei bei der Bürgerkaabenſchule und eine bei der
Bürgermädchenſchule errichtet werden und eige entſprechende Verteilung
der neuanzuſtellenden Lehckeäfte erfolgen. Die Not wendigkeit dieſer
Neueinrichtungen wurde aus der hohen DurchſHnittszazl der Klaſſen
frequenz hergeleitet und betogt, daß es eine erſtcebenswerte Aufgabe
ſei, dieſe Durchſchaittszahl thunlichſt herabzuſetzen. Allerdings wurde
auch als ratſam erachtet, die in letzten Jahren in ſehr raſchem Tempo
betriebenen Neugründungen etwas einzuſchränuken. Die Anfrage des
Stadto Dietlein, ob die in der Wornmlitzerſtraße zu erbauende
Schule bis zu obigem Zeitpugkte fertig zeſtellt werden würde oder ob
es notwendig ſein werde, für die neueg 10 Klaſſen anderweite Räume
zu beſchaffen, wurde vom Oberbürgermeiſter Staude dahin beant-
wortet, daß die Fertigſtellung gefragten Schulgebäudes wohl zu er
hoffen ſei, da bereits die Vorarbeiten im Bauamt geſchähen und die
betr. Vorlage bald der Verſammlung zugehen werde. Redner erhofft
dis nötige Entgegenkommen der Verſammlung dieſer gegenüber zur
Beſchleunigung der Angelegenheit. Sollte aber infolge unvorherzu
ſehender Hinderniſſe der Biu nicht rechtz itig fertig werden köngen,
dann würde wegen Beſchaffung der nötigen Hilfsräumlichkeiten Vor
lage gemacht werden.

4. Die Projekte und Anſchläge der in dem laufenden Kämmerei-Etat
vorgeſehenen Kanaliſierungen und Rezulierungen liegen zur Prüfung
und Genehmigung vor. Nach den Vorſchlägen waren erforderlich
22 410 M., es iſt dieſe Summe aber durch Spezialberechnungen auf
22 360 M vermindert, ſodaß ſich 50 M. Ecſparnis ergeben. Ref.
Stadtverordneter Hildebrandt. Die Genehmigung erfo'gt.

5. Die Koſten für die jährlich zweimalige Bekieſung der Schulhöfe
ſind auf 600 M. berechnet. Hiecvon beantrazt Magiſtrat 585 M für
die in dieſem Jahre auszuführende Bekieſung ſämtlicher Schulhöfe
à eonto der zur Verfügung beider ſtädtiſchen Behörden ſtehenden Po
ſitio gen bewilligen zu wollen. Es ſoll Sorge getragen werden, daß
künftig dieſe Poſten in die verſchiedenen Schuletats aufgenommen
werden. Ref. Stadtv. Demuth. Die Bewilligung erfolgt.

5. Die Nachbewilligung von 204.10 M. als Beitrag zu den Ueber
ſchreitungen der Ausgaben für die gewerbliche Zeichenſchule, welche
laut Finalabſchluß der Kaſſe derſelben pro 1891/92 für Heizung und
Beleuchtung 278.33 M., für Zeichen- und Schreibmaterialien und
Druckſachen 92 12 M., und für Unvorhergeſehenes 37 66 M., in Summa
408 20 M betragen, wozu die Regierung die Hälfte beizuleiſten habe,wird ausgeſprochen. R Stadtv. Herzfeld.

7. Das von dem verſtorbenen Rentner Felgner der Stadt teſta-
mentariſch unter der Bedingung hinterlaſſene Legat von 600 M, die
auf dem Stadtgottesacker befindlichen Erbbegräbniſſe Nr. 1910 und
1911 ſo lange ordnungsmäßig zu halten und zu pflegen, als der
Stadtgottesacker als ſolcher beſteht, wurde abgelehnt Ref. Stadtv.
Steckner hatte namens der Finanzkommiſſion Annahme empfohlen.
Stadtv. Schmidt erklärte ſich infolge der geſtellten Bedingung gegen
die Annahme des Vermächtniſſes. Jnfolgedeſſen entwickelt ſich eine
längere Diskuſſion, da nach den Erklärungen des Vorſitzenden und
des Stadtv. Herzfeld eine einſeitige Aenderung eines Teſtamentes
nicht zuläſſig ſei, auch die Erben eine ſolche nicht vornehmen dürften,
ſo wurde der Magiſtratsantrag abg-lehnt. Stadtv. Steckner.

8. Entlaſtet wurde die Rechnung der Brumhardt Stiftung für 1891.
Dieſelbe weiſt nach: 5757 M. 12 Pf. Einnahme, 5756 M 40 Pf.
Ausgabe; Beſtand 72 Pf. Der Vermögensbeſtand beläuft ſich auf ca.
147 000 M. Ref. Stadtv. Roth.

9. Der Rittergutsbeſitzer Kobe beabſichtigt durch ſein in der oberen
Leipzigerſtraße belegenes und bis zum Königsplatze reichendes Grund
ſtück einen Durchgang anzulegen, der dem öffentlichen Verkehr dienen
ſoll. Magiſtrat erſucht um Zuſtimmung hierzu und um Genehmigung
zur Aufſtellung von 3 Oellaternen zur Beleuchtung desſelben, ſowie
um Sewährung der Mittel zur Unterhaltung der Beleuchtung. Jähr-
liche Unterhaltungskoſten ca. 94 M. 20 Pf. Ref. Stadtv. Apelt.
Die Verſammlung genehmigt beide Forderungen.

10. Die Nachbewilligung von 394 M. 66 Pf für Ueberſchreitungen
bei verſchiedenen Titeln des Leihamts Etats pro 1891, denen 678 M.
43 Pf. Erſparniſſe bei anderen Titeln gegenüberſtehen, wird genehmigt.
Ref. Stadtv. Apelt Stadtr. Klinckhardt erwähnt hierbei, daß in
letzterer Zeit Nachrichten durch hieſige Zeitungen gegangen ſeien über
bedeutende Unregelmäßigkeiten, welche im Leihamte vorgekommen ſind.
Es wäre in der Ordnung, wenn der Verſammlung über ſämtliche
derartige Vorkommniſſe rechtzeitig Mitteilung gemacht würde. Stadt
rat Jochmus entgegnet, nachdem Stadtv. Welſch einen Antrag auf
bezügliche Mitteilung ſeitens des Magiſtrats, wie hoch ſich die Schä
digung des Leihamts belaufe, geſtellt hatt, daß wahrſcheinlich die An
gelegenheit mit dem Taxator gemeint ſei, der ſeine eigenen Waren
unter zu hoher Taxierung verſetzen ließ. Derſelbe ſagt die geforderte
Auskunft zu, ſobald die Höhe der Schädigung feſtgeſtellt ſei.

11. Nachträglich, auf Antrag des Stadtv. Friedrich, iſt zur Be
ſchlußfaſſung geſtellt eine kleine Aenderung des Regulativs für die
neue Hundeſteuer. Laut Miniſteril- Verfügung vom 10 Dezbr. 1889
iſt es nicht ſtatthaft, für die den Beſitzern ſteuerfreier Hunde zu gewährenden Freimarken eine Entſchädigung zu verlangen. Es wied da

her beſchloſſen, die in dem betreffenden Paragraphen auf 50 Pf. pro
Freimarke normierte Entſchädigung zu ſtreichen, um die miniſterielle
Genehmigung des Regulativs zu erhalten.

Neue Kartoffeln. Um die jetzige Jahreszeit fallen viele
Hausfrauen einem Betruge zum Opfer, der beſonders in
größeren Städten vielfach verübt wird. Es iſt nämlich feſt
geſtellt, daß der weitaus größte Teil der als „neue“ Kar
toffeln auf den Markt gebrachten Ware der vorjährigen Ernte
entſtammt. Die Frucht wird einige Zeit länger im Herbſte
in der Erde gelaſſen, den Winter über in Lehm aufbewahrt,
dann abgewaſchen und als vop der friſchen Ernte hereührend

eigen
und
Eiger
Gruß
glaub
lichen
kenne

Oppi
verfal
dafür
habt.
genoſf

war e
mehrr



e
9

Piraten Vorſicht dürfte daher beim Einkauf geboten
n S. 83)
Das iſt Malhenr! Am Montag vormittag fiel in der

Mangsfelderſtraße ein Bierſaß von einem Wagen, wodurch
das Pferd eines unmittelbar dahinter reitenden Polizeibeamten
ſcheute und ſeinen Reiter abwarf. Hinzueilende Perſonen
d das Tier feſt, ſo daß weiteres Unglück vermieden
wur

Erhängt hat ſich am Sonntag der Sohn des Fleiſcher
e W. in der Wörmlitzerſtraße, welcher bei ſeinem Vater

e.

Lützen. Bei dem Gewitter am Sonntag ſchlug der Blitz
in der Hirtengaſſe in das Haus des Schnitt und Woll
warenhändlers Chr. Diener ein und zertrümmerte den Schorn
ſteinkopf und einen Teil der Wand. Beſonderer Schaden
wurde nicht angerichtet. Der Beſitzer fraglichen Geſchäfts
ſtand am Ofen, als der Blitz in denſelben hinein und zum
Schornſtein hinausfuhr. Auch in Altranſtädt und Klein

hat der Blitz eingeſchlagen und Brandſchäden ver
urſacht.

Aus dem Gerichtsſaal.
Halle, 14. Juni. Geſtern begann am kgl. Landgericht die zweite

diesjährige SchwurgerichtsPeriode. Den Vorſitz führt während
derſelben Herr Oberlandesgerichtsrat Weſt aus Naumburg. Das Ver
brechen des Straßenraubes lag der erſten Verhandlung zu grunde
und angeklagt waren zwei polniſche Arbeiter: Franz Krotſchinsky, 26Jahre alt, aus Kreis Adelnau Kaſpar Jancgzat, 28 Jahre
alt, aus Kreis Pleſchen gebürtig. Beide wurden beſchuldigt, am
10. März d. J. auf einem öffentlichen Wege in Oppiner Flur dem
Arbeiter Franz Gruß gemeinſchaftlich und mit Gewalt gegen deſſen
Perſon ein Portemonnaie mit 3.50 M. entwendet zu haben. Krot-
ſchinsky räumte dieſe Wegnahme ein, ſtellte jedoch die Anwendung
von Gewalt in Abrede Den Arbeiter Gruß habe er allerdings von
hinten am Halſe gepackt, ihn aber nicht hingeworfen, ſondern Gruß
ſei umgefallen, worauf er demſelben das Portemonnaie mit dem
Gelde aus der Hoſentaſche genommen, ohne daß Gruß ſich gewehrt
habe; Janczak habe nicht dabei geholfen, ihn, Krotſchinsky, aber zu
der Wegnahme überredet. Dies letztere leugnete Janczak, der alle
Schuld auf ſeigen Mitangeklagten ſchob und nur bezüglich ſeiner
eigenen Beteiligung angab, eine Umhängetaſche des Gruß durchſucht
und ein Halstuch herausgenommen zu haben, das er als wertlos dem
Eigentümer wieder hingeworfen habe. Der Beraubte, Arbeiter Franz
Gruß, 33 Jahre alt, ein Landsmann der Angeklagten, ſchilderte in
glaubhafter Weiſe ſeine Erlebniſſe von jenem Tage. Jn der chriſt
lichen Herberge zur Heimat hier hatte er ſeine beiden Landsleute
kennen gelernt und mit ihnen verabredet, Arbeit zu ſuchen, die ſie in
Oppin zu finden gehofft. Da ſie mittellos geweſen, war Gruß darauf
verfallen, ſeine Uhr zu verſetzen, was Krotſchinsky bewirkt und 3 M.
dafür bekommen hatte, ſo daß Gruß im Portemonnaie 3.50 M. ge
habt. Zur Stärkung auf den Weg hatten die 3 Kameraden Schnaps
genoſſen, den Gruß für zweimal 20 Pfg. geſpendet. Unterwegs nun
war erwähnter Ueberfall geſchehen, nachdem die beiden Angeklagten
mehrmals heimlich miteinander etwas beſprochen hatten. Plötzlich
war er durch Krotſchinsky von hinten am Halſe gepackt und hinge-
worfen worden, worauf der Angeklagte ſich auf ihn gekniet, ihm die
Hände feſtgehalten und das Portemonnaie mit dem Gelde aus der
Taſche genommen hatten, während Janczak durch Knien auf den
Beinen des Ueberwältigten deſſen Widerſtand zu verhindern gewußt.
Nach vollbrachtem Raube ſind die Thäter weiter gegangen und Krot-
ſchins?y hat dem Gruß Stockſchläge angedroht, wenn er etwa nach
folgen werde. So hat der Beraubte lieber den Rückweg angetreten
und in Halle bei der Polizei Anzeige gemacht. Am 16. März iſt er
in der Leipzigerſtraße dem Kr. begegnet, den er durch die Polizei
hat feſtnehmen laſſen, wodurch auch Janczak ermittelt worden iſt.
Der Staatsanwalt beantragte das Schuldig gegen beide Angeklagte
ohne Zubilligung mildernder Umſtände; letztere wären nicht vor
handen, da die Angeklagten einen armen Arbeiter ſeiner ganzen Bar
ſchaft beraubt hätten, nachdem ihnen derſelbe ſogar Bezahlung ihrer
Zehrkoſten verſprochen hatte. Die Vorſtrafen der Angeklagten wegen
Eigentums- bezw. Gewaltthätigkeitsvergehen könnten ebenfalls nicht
für mildernde Umſtände ſprechen. Die Verteidiger verſuchten wenigſtens
mildernde Umſtände zu befürworten, da das Objekt des vorliegenden
Verbrechens, die erbeuteten 3.50 M., doch ein ſehr geringes ſei. Die
Geſchworenen bejahten den gemeinſchaftlich verübten Straßenraub
und Verneinung der Frage nach mildernden Umſtänden worauf dem
Strafantrage gemäß beide Angeklagte je zu 5 Jahren Zuchthaus
(niedrigſtes Strafmaß in ſolchem Falle), 5 Jahren Ehrverluſt und
Zuläſſigkeit ihrer Stellung unter Polizeiauſſicht verurteilt wurden.
Zur zweiten Sache, ebenfalls Straßenraub betreffend, erſchien als An
geklagter der 25 jährige Bergmann Michael Dolata aus Eisleben, aus
Rußland gebürtig, verheiratet, bisher nur einmal gering wegen Körper-
verletzung beſtraft. Jhm wurde zur Laſt gelegt, am 21. September
v. J. auf dem Wieſenmarkte zu Eisleben dem 19 jährigen Bergmann
Karl Böſche einen Spazierſtock gewaltſam entwendet zu haben. Frug-
licher Vorgang hat ſich an jenem Tage früh zwiſchen 4 und 5 Uhr
ereignet auf einer kleinen Brücke am Wieſenfeſtplatze wo Vöſche mit
einem jungen Mädchen und einem ſeiner Freunde geſeſſen, als der
Angeklagte mit einem andern Bergmann (Soyka) vom Platze kommend
ſich genähert hatten. Dolata war auf Böſche zugegangen und hatte
deſſen Stock verlangt, den aber Böſche herzugeben ſich geweigert, wo
rauf die gewaltſame Wegnahme erfolgt war, was einige Zeugen be
kundeten und vom Angeklagten auch nicht beſtritten wurde; wohl aber
ſtellte letzterer die Abſicht der rechtswidrigen Zueignung betreffs jenes
Stockes in Abrede. Als Grund zur Wegnahme gab Dolata an, in
jener Nacht von Maurern und Steinſetzern, die ſich, wie viele Wieſen
marktbeſucher, bis früh dort aufzuhalten pflegen, mit Schlägen be
droht worden zu ſein, weshalb er, um ſich verteidigen zu können, von
Böſche deſſen Stock zu leihen gewünſcht habe. Nun ſollte aber die
Abſicht der rechtswidrigen Zueignung aus dem Umſtande hervorgehen,
daß der Angeklagte anderen Tages auf dem Wieſenmarkte dem Gen-
darm Meinhardt, der durch Böſche von dem nächtlichen Vorgange
Kenntnis erhalten, auf die bezügliche Frage jenen Stock als ſein Eigen-
tum bezeichnet hatte, was der Angeklagte dadurch erklärte, daß er ſich
vor den vielen Leuten auf dem Feſtplatze geſchämt habe, einen an
geblichen Diebſtahl einzugeſtehen. Wenn er Böſche eher geſehen hätte,
bevor der Gendarm gekommen wäre, ſo würde er den Stock ohne
weiteres an den Eigentümer ausgehändigt haben. Einige Zeugen
ſagten günſtig für den Angeklogten aus inſofern, als ſie bekundeten,
daß das Zuſammentreffen auf der kleinen Brücke anfangs ganz „ge
mütlich“ geweſen und erſt auf Böſches Weigerung zur gutwilligen
Hergabe des Stockes „ungemütlich“ geworden ſei; Dolata habe auch
geſagt: „VBieb den Stock gutwillig, Du kriegſt ihn wieder.“ Der
Staatsanwalt ſah Straßenraub für erwieſen an unter Vorhandenſein
mildernder Umſtände, die im damaligen angeheiterten Zuſtande des
Angeklagten und dem lebhaften Treiben des Wieſenfeſtes überhaupt
gefunden werden könnten. Sollte aber Straßenraub nicht angenommen
werden, ſo müſſe doch das Vergehen der Nötigung 240 des Str.
G.-B.) als erwieſen erachtet werden und dafür Beſtrafung eintreten.
Der Verteidiger beſtritt entſchieden die Abſicht der rechtswidrigen Zu
eignung in vorliegendem Falle, da die Beweisaufnahme keinerlei An
haltspunkte für den verbrecheriſchen Willen des Angeklagten ergeben
habe. Die Beratung der Geſchworenen dauerte garnicht lange und
der Wahrſpruch lautete auf Verneinung beider Schuldfragen, worauf
der Angeklagte freigeſprochen wurde.

Halle, 13. Juni. Der der Untreue im Amte beſchuldigt e
Bürgermeiſter Horn aus Torgau vor der 3. Strafkammer
hieſigen Landgerichts. Die Verhandlung, von der wir geſtern

das freiſprechende Urteil meldeten, begann kurz nach 9 Uhr und er
reichte gegen 19 Uhr ihr Ende. Den Vorſitz führte Herr Landgerichts
direktor Reuter. Der Angekl igte Franz Horn iſt 69 Jahre alt, bei
Aſchersleben geboren, ſeit 1857 Bürgermeiſter in Torgau und Jnhaber
des roten Adlerordens 4. Klaſſe. Er war wie bekannt von der Straf
kammer zu Torgau d Vergehens gegen 8 266 Str.G.B. (Un
treue im Amte) zu 6 Wochen Gefängnis verurteilt worden die
Staatsanwaltſchaft hatte 3 Monate beantragt wogegen er beim
Reichsgericht Reviſion eingelegt, die auch beſtätigt worden, weil das
Landgericht Torgau geirrt, indem nicht feſtgeſtellt worden, ob der An
per in rechtswidriger Abſicht gehandelt. Ferner wurde gerügt,daß das Urteil in erſter Jnſtanz auf den Ausſagen eines rg
Schmidt, der erſt Mitbeſchuldigter war und nachdem zu Unrecht eid
lich vernommen worden iſt, baſierte. Die Sache wurde deshalb an
das hieſige Landgericht verwieſen. Die Strafthaten des Angeklagten,
die vor einigen Jahren ziemliches Aufſehen erregten, beſtanden darin,
daß er in ſeiner Eigenſchaft als Verwalter von drei alten Stiftungen
(Köppe, Prager, UnruheStiftung) ſeinen Söhnen Stipendien verſchaffte,
ohne daß ihm, bezw. ſeinen Söhaen, ein Anſpruch hierauf zuſtand.
Zur Beurteilung der Schuldfrage konnten nur Siejenigen Verwen
dungen der Gelder aus erwähnten Stiftungen in Betracht kommen,
die vom 31. März 1884 bis zum Jahre 1888 datierten. Alle früheren
Fälle waren bereits verjährt und wurden deshalb nur die in Frage
kommenden Handlungen erörtert. Erwähnt ſei aber, daß die Stif
tungen aus dem Jahre 1500 bezw. 1600 ſtammen und von einer ver
witweten Frau Bürgermeiſter, einem Dr. Johann Prager und einem
Bürgermeiſter Unruhe herrühren. Dieſe hatten außer anderen
Hinterlaſſenſchaften zu mildthätigen Zwecken je 1000 Gulden ausge
ſetzt, um die jährlichen Zinſen für ihre Nachkommen bezw. deren Nach
kommen in der Weiſe zur Verwendung gelangen zu laſſen daß die
Söhne aus der Nachkommenſchaft jährliche unterſtützungen, wenn ſie
ſich zum Studium eignen, zum Studieren erhalten ſollten. Die Witwe
des Erblaſſers der zuerſt genannten Stiftung W jedoch die Vertei
lung der Stipendien auch an Torgauer Bürgerſöhne zugelaſſen, wenn
ſich ihre berechtigten Nachkommen nicht melden würden. Die Stifte
haben ſeinerzeit ihren Erben in Verbindung mit dem Rate der Stadt
Torgau die Verwaltung übertragen und die Oberaufſicht dem Gericht
übergeben. Jm Laufe von drei Jahrhunderten iſt der Nachweis der
Herkunft von den Stiftern immer ſchwieriger geworden und der z
von Torgau, dem hiernach das Kollationsrecht zuſtand, hatte ſchließlich
die Gelder der Pragerſchen und Unruhe Stiftung ebenſo verwenden laſſen,
als die der Köppeſchen Stiftung, ſo daß auch ſonſtige Torgauer Bürger
ſöhne aus allen drei Stiftungen Stipendien erhielten, was ja nach
den Beſtimmungen der Erblaſſer unzuläſſig war. Der Angeklagte hat
dann ſeit dem Jahre 1857. als er Bürgermeiſter geworden, jene Stif
tungen verwaltet und die Kaſſen der Stiftungen zu ſeinem und ſeiner
Söhne Vorteil ziemlich leicht gemacht, trotzdem er, wie feſtgeſtellt, einen
Gehalt von 7 bis 8000 M. mit Nebenſpeſen hatte. Die Zuwendungen
von Stipendien an ſeine drei Söhne, von denen der eine Medizin,
der andere Theologie und der dritte Jura ſtudierte, beliefen ſich auf
8353 M., wovon 2978 63 M. zurückerſtattet worden ſind und zirka
5370 M. noch zu dicken bleiben. Des Angeklagten unrechtmäßiges
Verwenden der Stipendien iſt erſt durch einen im Jahrr 1887 ſtatt
gehabten Zivilprozeß eines zurückgewieſenen Bewerbers von Stipen
dien an das Tageslicht gekommen, worauf das Strafverfahren auf
Veranlaſſung eines Rechtsanwaltes in Torgau gegen den Angeklagten
eingeleitet wurde. In den erſten Jahren der Amtsthätigkeit des An
geklagten waren noch Verwandte der Stifter als Kollatoren eingeſetzt,
unter deren Verwaltung auch Gelder zur Unterſtützung bei Aus
ſtattungen und zur Ausbildung im Handwerke gewährt wurden, wes
halb der Angeklagte bei der Regierung zu Merſeburg angefragt, ob
derartige Unterſtützung aus den Stiftungen zuläſſig ſind, worauf ihm
die Beſtimmungen über die Verwendung der Stipendien nochmals
unterbreitet wurden. Ein Hauptvorwurf, der dem Angeklagten ge
macht wird, beſteht darin, daß er die drei Stiftungen, die verſchiedene
Beſtimmungen hatten, nicht getrennt verwaltet hat und dadurch der
Prager und Unruhe- Stiftung zuwider, aus den Fonds Torgauer
Bürgerſöhnen, darunter aber hauptſächlich ſeinen Söhnen, Stipendien
gewährt, wodurch bei den Stiftungsfonds ein ziemlicher Rückgang zu
verzeichnen war. Der Angeklagte beſtreitet, ſich der Untreue ſchuldig
gemacht zu haben und erklärt bei Austeilung fraglicher Stipendien
dem Beſchluß des Kreisgerichts bezw. Amtsgerichts gemäß gehandelt
zu haben. Zur Beweisaufnahme ergab ſich aus Verleſung der Akten,
daß vom Jahre 1675 bis 1705 und von 1743 bis 1864 eine gemein
ſchaftliche Verwaltung der Stiftungen beſtanden worauf getrennte
Verwaltung der Stiftungen angeordnet war, die bis zum Jahre 1877
eingehalten wurde. Nachdem trat wieder eine Verſchmelzung ein, die
in der Verwaltung der drei Stiftungen einen ziemlichen Wirrwarr
hervorgerufen hatte trotzdem das Appellationsgericht zu Naumburg
ſchon vorher an das Kreisgericht zu Torgau bezüglich der Anfragen
des Bürgermeiſters Horn Verfügungen erlaſſen hatte, die beſagten,
daß die Stiftungen getrennt zu verwalten ſeien, indem es nur Fa
milienſtiftungen und die Prager- ſowie die Unruhe Stiftung nur für
Familienmitglieder ausgeſetzt ſeien. Daß nun aus der Prager- und
Unruhe- Stiftung Torgauer Bürgerſöhne Stipendien erhalten hatten,
verſuchte der Angeklagte damit zu entſchuldigen, däß die Legitima
tionen der Bewerber unzureichend geweſen ſeien und deshalb die
Zurückweiſung der Anſprüche erfolgen mußte. Ueberhaupt ſei ange-
nommen, daß kein Bewerber den verlangten genauen Nachweis über
die Verwandtſchaft mit den Stiftern zu bringen im ſtande war,
worauf die Verleihung von Geld an Torgauer Bürgerſöhne aus allen
drei Stifungen erfolgt iſt. Die Verfügungen des Appellationsgerichts
bezw. Kreisgerichts ſeien nicht als maßgebend erachtet worden und die
Verleihungen der Stipendien an ſeine Söhne ſei durch den verſtor
benen Rendant der Stiftungen, Hageſtolz, angeregt und vom Magiſtrat,
ohne ſein Zuthun, beſchloſſen worden. Er, Angeklagter, habe ange
nommen, daß der verſtorbene Senator Hageſtolz aus eigener Jnitia
tive zur Stellung des Antrages betr. die Bewilligung der Stipendien
an ſeine Söhne, geſchritten, um ihm, dem Angeklagten, für die der
Stadt Torgau geleiſteten Dienſte Errichtung einer Waſſerleitung, eines
Schlachthauſes, der Gasbeleuchtung u. ſ. w) eine Gratifikation zu teil
werden zu laſſen. Aus der Vernehmung von fünf geladenen Zeugen,
zwei Senatoren, zwei Sparkaſſen-Rendanten und eines Stadtſekretärs,
ſollte über die erwähnten Magiſtratsbeſchlüſſe Aufklärung geſchaffen
werden, was aber nur in mangelhafter Weiſe geſchah, da den Zeugen
nichts Genaues mehr erinnerlich war. Sie bekundeten, daß ſie frag-
lichen Beſchluß unterzeichnet in dem Glauben, daß die Verleihung
fraglicher Stipendien an die Söhne des Bürgermeiſters zuläſſig ſei
und keine beſtimmte Höhe feſtgeſetzt war. Den Antrag auf Bewilli-
gung von Stipendien an ſeine Söhne habe Angeklagter mündlich ge
ſtellt, ob er bei den Beſchlüſſen mitgewirkt, konnte nicht feſtgeſtellt
werden, da niemand genau wußte, wie der Beſchluß zu ſtande ge
kommen. Nachdem die Beweisaufnahme geſchloſſen und die Verhand
lung auf 5 Minuten vertagt worden, führte der Staatsanwalt aus,
daß in der Verbindung der Prager- und Unruhe- Stiftung mit der
Köppeſchen Stiftung ein Unrecht begangen worden, wenn den Tor
gauer Bürgerſöhnen aus den Zinſen der Stiftungen damals ſchon
Stipendien bewilligt worden ſind. Der Angeklagie als Verwalter
und als hochintelligenter Beamter mußte ſich ſagen, daß er die Stipendien
unberechtigt empfing. Die Stiftungen enthalten nichts davon, was
ihn zum Empfang derſelben berechtigte, trotzdem ſei dem Angeklagten
keine Thatbeſtandshandlung nachzuweiſen, die darauf hindeutet, daß
er abſichtlich zum Nachteil der Stiftung gehandelt. Daß er in eigen
nütziger Abſicht beim Empfang der Stipendien gehandelt, ſei garnicht
zu erkennen und ſei eine That, die die ſcharfſte Mißbilligung ver
dient, aber zu einer Beſtrafung nicht ausreiche. Es ſei deshalb Frei
ſprechung zu beantragen. Der Verteidiger, Herr Rechtsanwalt Doktor
Keil, ſchloß ſich teilweiſe der Anſicht der Staatsanwalts an. Die Ver
teilung der Stipendien in der Weiſe, wie ſie der Angeklagte geübt,
ſei eine Praxis, die durch Jahrhunderte hindurch gegangen. Die be
treffenden Verfügungen der Aufſichtsbehörden ſeien durch die lang
geübte Proxis thatſächlich ungültig geworden. Jn objektiver Be
ziehung könne den Angeklagten der Vorwurf der Untreue garnicht
treffen und in ſubjektiver Beziehung hat er bei der That im guten
Glauben gehandelt, nicht aber als Beamter, ſondern als Privatperſon,
als Vater an ſeinen Kindern. Es muß deshalb eine Freiſprechung

erſolgen, die dem Angeklagten zugleich eine kleine Ehrenerklärung ſei
für ie ſeit längeren Jahren durch den Prozeß erlittene Unbill, die
ihn auch aus ſeinem Amt gebracht. Der Angeklagte ſchließt ſich be
treffs der Freiſprechung ſeinem Verteidiger an und erklärt, daß er es
ſchwer empfunden habe, als er in der Zwangslage war, ſein Bürgermeiſteramt aufzugeben es ſei gebrochenen Herzens geſchehen und Was

Bitterſte geweſen, was ihm im Leben paſſiert. Nach kurzer Beratung
verkündete der Gerichtshof die Freiſprechung und die Zurlaſtlegung
der Koſten des Verfahrens auf die Staatskaſſe. Begründet wurde das
Urteil dahingehend, daß 1. der Angeklagte bei der Beſchlußfaſſung über
die Verleihung der Stipendien nicht mitgewirkt. Er habe wohl die
Verleihung der Stipendien angeregt, das iſt aber nist ſtrafbar, weil
er nicht als Bürgermeiſter oder Kollator, ſondern als Vater für ſeine
Söhne eine Zuwendung beanſpruchte; 2. habe der Gerichtshof die
Ueberzeugung gewonnen, daß der Angeklagte nicht male de (in böſer
Abſicht) gehandelt habe. Mehrere Freunde des Angeklagten be

lückwünſchten ſelbigen ob ſeiner Freiſprechung, andere im Gerichts
aal anweſende Torgauer Bürger ſchienen ſich nicht beſonders an der

Freiſprechung zu erbauen.

Entſcheidungen des Reichsgerichts.
(Nachdruck verboten.)

Leipzig, 11. Juni. (Vergehen gegen das Preßgeſetz.) Zum
zweitenmale kam heute vor dem 3. Strafſenate des Reichsgerichts
eine Anklage aus dem Preßgeſetze zur Verhandlung, in welcher es ſich
um die Auslegung des S 17 handelt. Derſelbe verbietet bekanntlich
die vorzeitige Veröffenttichung der Antlageſchrift und ſonſtiger amt
licher Schriftſtücke eines Strafprozeſſes, jedoch iſt nicht ohne weiteres
daraus zu entnehmen, ob jede Mitteilung aus ſolchen amtlichen
Schriftſtücken verboten ſein ſoll. Der Gerichtsſchreiber und Regi-
ſtrator Burghard Schrader in Braunſchweig hatte den S 17 ſo auf-
gefaßt, daß auszugsweiſe ſolche Schriftſtücke reſp. deren Jnhalt un
bedenklich bekannt gegeben werden dürfen. Als nun nach einem Dieb-
ſtahl, der in Braunſchweig viel Aufſehen erregt hatte, polizeiliche Ver
nehmungen ſtattgefunden hatten und die Akten ihm amtlich zugäng-
lich geworden waren, hatte er ſich einige Notizen gemacht und zu
Hauſe aus dem Gedächtnis einen Teil des Akteninhaltes aufgeſchrieben.
Dieſe Notiz wurde dann im Braunſchweiger Tageblatt“ veröffent
licht und hatte gegen Herrn Schrader die Anklage wegen Vergehens
gegen das Pretzgeſetz zur Folge. Er wurde zwar freigeſprochen, aber
der Staatsanwalt legte Reviſion ein, und das Reichsgericht hob, wie
wir ſ. Z. berichteten, das Urteil auf. Am 6. April d. J. kam nun
die Sache abermals vor der Strafkammer in Braunſchweig zur Ver
handlung. Das Gericht ſah diesmal die Schuld des Angeklagten für
erwieſen an und verurteilte ihn zu 30 M. Geldſtraſe. Es konnte

war auch jetzt nicht feſtgeſtellt werden, daß er die amtlichen Schrift
ücke als ſolche, d. h. wörtlich veröffentlicht habe, aber es wurde an

genommen, daß er auf Grund ſeiner Notizen und vermöge ſeines
Sedächtniſſes die Akten nicht nur ihrem weſentlichen Jnhalt nach,
ſondern teilweiſe vollſtändig reproduziert und zur Veröffentlichung
weitergegeben habe. Wenn der Angeklagte geglaubt habe, ſein Ver
fahren ſei erlaubt, ſo habe er ſich nur in einem Irrtum über das
Strafgeſetz befunden, der ihn nicht von der Beſtrafung befreien
könne. Die Reviſion, welche nunmehr der Angeklagte gegen das
Urteil eingelegt hatte, machte folgendes geltend: Der S 17 des Preß-
geſetzes bezweckt nur, die Unbeſangenheit der mit der Aburteilung
einer Strafſache betrauten Perſon zu ſchützen. Jn dieſem Falle iſt
aber ein nachweisbarer Schaden durch die Veröffentlichung der frag
lichen Notiz nicht entſtanden, dieſelbe war auch garnicht dazu geeignet.
Von der Veröffentlichung eines amtlichen Schriftſtückes kann keine
Rede ſein, ſondern höchſtens von der Verwertung eines ſolchen. Selbſt
wenn der Angeklagte das amtliche Schriftſtück als ſolches hätte ver
öffentlichen wollen, ſo hat er es doch nicht gethan. Wenn feſtgeſtellt
iſt, daß er die Akten nicht in ſeiner Wohnung gehabt und die Notiz
nur aus dem Gedächtniſſe niedergeſchrieben hat, ſo ſteht damit feſt,
daß er kein amtliches Schriftſück veröffentlicht hat. Der Vertreter
der Reichsanwaltſchaft, Herr erſter Staatsanwalt Hacker, erklärte die
Reviſion für unbegründet. Er ſagte: Daß die Protokolle über poli
zeiliche Vernehmungen amtliche Schriftſtücke im Sinne des 8 17 ſind,
hat dieſer Senat bereits in dem erſten Erkenntniſſe ausgeſprochen,
welches in dieſer Sache gefällt iſt. Daß die Strafbarkeit einer Ver
öffentlichung nicht von der wortgetreuen Wiedergabe abhängt, ſondern
auch bei teilweiſer und auszugsweiſer Wiedergabe eintritt, iſt wieder
holt vom Reichsgerichte angenommen worden. Nun hat dieſer Senat
zwar hervorgehoben, daß der 8 17 nicht ein vollſtändiges Schweige-
gebot enthalte. Aber das Landgericht hat jetzt feſtgeſtellt daß die
Schriftſtücke, um die es ſich hier handelt, wenn auch teilweiſe und aus
dem Gedächtniſſe reproduziert, veröffentlicht worden ſeien. Das iſt
eine thatſächliche Feſtſtellung, gegen die in der Reviſionsinſtanz nicht
anzukämpfen iſt. Das Reichsgericht verwarf hierauf die Reviſion
des Angeklagten als unbegründet, indem es die Anwendung des 8 17
als zutreffend bezeichnete.

ZKrbeiterbewegung.
Wien, 13. Juni. Die Arbeiter der Venetianer Baum

wollſpinnerei beſchloſſen die Fortſetzung des Ausſtandes, weil
die Verwaltung des Spinnereivereins die Wiedereröffnung
des Betriebes von der Entlaſſung derjenigen Arbeiter ab
hängig macht, die während des Ausſtandes Exzeſſe begingen.

KRah und Fern
Leipzig. Geradezu unglaublich klingen die Fälle von Ur

laubsverweigerungen, die bei den Poſtämtern 13 und 3 in
Leipzig nach der „Gerichtszeitung“ vorgekommen ſind. Einem
Briefträger war die fünfzehnjährige Tochter geſtorben. Der
erbetene Urlaub auf zwei Stunden, um der Beerdigung bei
zuwohnen, wurde dem Vater nur unter der Bedingung be
willigt, daß er einen von ihm zu bezahlenden Erſatzmann
ſtelle. Ein Poſthilfsbote hatte Nachtdienſt gehabt und wollte
ſich am folgenden Tage trauen laſſen. Der für Vormittag
auf eine Stunde und für Nachmittag auf zwei Stunden er
betene Urlaub, um ſich trauen zu laſſen, reſp. um wenigſtens
eine zweiſtündige Hochzeitsfeier zu begehen, wurde ab eſchlagen.

Ein dritter Fall bezieht ſich auf den kürzlich verſtorbenen
Briefträger Heidler, deſſen etwa 17 jähriger, bei der Poſt als
Hilfsbote angeſtellte Sohn um kurzen Urlaub bat, um der
Beerdigung beiwohnen zu können. Er wurde ihm ebenfalls
abgeſchlagen. Der vierte Fall betrifft das Poſtamt 3.
Hier waren einem Hilſspoſiboien zwei Kinder geſtorben und
bald darauf lag auch die Frau auf dem Sterbebette. Als
dieſe aber nach ihrem Manne ſandte, und dieſer einige Stunden
Urlaub erbat, wurde ihm derſelbe abgeſchlagen. Als dann ſpäter
der Mann nach Hauſe kam, war die Gattin tot! Der Schmerz
des Mannes, ſeine Frau vor ihrem Hinſcheiden nicht mehr
ſprechen zu können, läßt ſich denken. Man braucht zu
dieſen Fällen nur das zu vergleichen, was in ähnlichen Lagen
bei höheren Beamten ſtattfinden würde, um das ganze Ver

ahren zu ermeſſen.Werun. ſchweren Ausſchreitung im Amte war der

Kriminalſchutzmann Hermann Ganzert beſchuldigt, der am
Montag vor der erſten Strafkammer des Landgerichts I
ſtand. Ganzert erhielt eines Tages den Auftrag, in einer
Diebſtahlsſache Ermittelungen anzuſtellen. Es handelte ſich

Ohne Konkurrenz Unübertroffene Auswahl reinwoll. Elsasser Mousselines, J. Lewim
bestes Fabrikat und die neuesten, letzersohienenen Muster, das Meter 50, 55, 60, 70 u. 75 P.

Streng feste, anerkannt niedrigste Preise. V Male Saale.
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um ein geſtohlenes Zehnmarkſtück. Der That verdächtig war
ein 18 jähriger Burſche, welcher in der betreffenden
eine Schlafſtelle inne hatte. Der Beamte unterwarf den
Verdächtigen in Gegenwart der Beſtohlenen einem Verhör
und erzielte auch ſofort ein unumwundenes Geſtändnis. Jn
dieſem Augenblicke erſchien die Mutter des jungen Burſchen,
welche erfuhr, um was es ſich handelt und dann wieder
holt beteuerte, ihr Sohn könne der Thäter nicht ſein, er ſei
kein Dieb. Jhr Sohn wunde hierdurch bewogen, ſein ſoeben
abgelegt e Geſtärdnis zu widerrufen. Dies reizte den Korn
des Beamten dermaßen, daß er mit ſeinem fingerdicken Stock
auf den Verdächtigen einſchlug und zwar dermaßen, daß der-
ſelbe erhebliche Verletzungen erlitt und ärztliche Hilfe in An
ſpruch nehmen mußte. Der Diebſtahl des Zehnmarkſtücks iſt
immer noch nicht aufgeklärt. Der Angeklagte gab zu, daß
er ſich vergeſſen hatte, der bereits einmal wegen Diebſtahls
vorbeſtrafte Burſche habe ihn aber mehr durch trotzige und
ungehörige Redensarten, wie durch den Widerruf ſeines Ge
ſtändniſſes gereizt. Der Vorſitzende bemerkte, daß eventuell
auch der S 343 des St. G. B. gegen den Angeklagten zur
Anwendung gelangen könnte. Dieſer Paragraph lautet: „Ein
Beamter, welcher in einer Unterſuchungsſache Zwangsmittel an
wendet oder anwenden läßt, um Geſtärdniſſe oder Ausſagen
zu erpreſſer, wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren beſtraſt.“
Der Staatsanwalt nahm zu gunſten des Angeklagten an,
daß derſelbe nicht ein Geſtändnis abe erpreſſen wollen, die
im Amte begangene Mißhandlurg ſei aber eine ſo grobe,
daß er immerhin eine Gefängnisſtrafe von 9 Monaten be
antrage. Der Gerichtshof erkanvte nach dieſem Antrage.

Berlin. Ein peinlicher Zwiſchenfal ereignete ſich nach
dem „Berl. Tagebl.“ am Montag mittag gelegentlich der
Rückkehr der Truppen vom Tempelhofer Felde. Als die
ſelben in langen Kolonnen den Bellealliar c Platz paſſierten,
verſuchte an der Oſtſeite desſelben ein Arbeiter vom Bürger
ſteig aus durch eine kleine Lücke der marſchierenden Garde-
Jnfanterie den Straßendamm zu überſchreiten. Ein Unter
offizier ſchlug nun dem Arbeiter mit dem Kolben ſeines Ge
wehres ſo wuchtig auf den Kopf, daß ſofort Blut hervor
quoll, und als der Verwunvete ſeinen Weg fortſetzte und die
Reihe beinahe paſſiert hatte, erhielt er zwei weitere Kolben
ſchläge auf den Kopf, durch welche der Blutverluſt weſentlich
verſtärkt wurde. Der Arbeiter wuſch ſich ſeine Wunden an
einem Brunnen am Platz, und das Blut ſtrömte hierbei ſo
ſtark, daß ſich dor auf dem Pflaſter eine große Lache bil-
dete. Nachdem der Verletzte ſeine Wunden notdürftig gereinigt
hatte, wurde er von einem Manne in Zivil nach dem an der
Weſtſeite des Platzes gelegenen Polizeibüreau geführt.
Wir können nicht glauben, daß ſich der Vorfall ſo, wie hier
geſchildert, zugetragen.

Berlin. Die Luftſchifferin Frau Carell-Großmann, die
geſtern mit einem Fallſchirm im Etabliſſement Sternecker
aufſtieg, ſtürzte in die Tiefe des Waſſers und erlitt ſchwere
innere Verletzungen, infolge deren ſie auf dem Transport
nach dem Krankenhauſe verſtorben iſt.

Krimmitſchau (Sachſen), 11. Juni. Jn einem nahen
Gehölz hat ſich ein Huſar mit dem Säbelriemen erhängt.
Nach ſöchſiſchen Blättern ſoll der Mann ſeinen Eltern gegen
über geklagt haben, er werde ſich wegen ſchlechter Behand-
lung im Dienſt“ das Leben nehmen.

München, 13. Juni. Geſtern abend um 9 Uhr iſt der
letzte der in der Grube von Hausham verſchüttet geweſenen
12 Bergarbeiter, nachdem er 112 Stunden in dem Schutte
unter der Erde zugebracht hat, geſund, aber ſchwach zu tage
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Eſſen a. d. R., 13. Juni. Der Rheiniſch Weſtfäliſchen
ng“ wird aus Bochum von geſtern Als der

urnerfeſtzug die zum Feſtlokal führende Straße durchziehen
ſollte, in welcher zahlreiche Zuſchauer, beſonders Kinder, auf

r waren, fuhr ein mit ſechs Schlächtergeſellen beſttzter
agen vollen Laufs unter die Zuſchauermenge, zahlreichePerſonen wurden verletzt. Bis geſtern abend waren 16 Per

ſonen ermittelt, welche wegen mehr oder weniger ſchwerer
Verletzungen irs K ankerbaus gebracht worden waren. Ein
Schneiderlehrling iſt bereits geſtorben. Die Jnſaſſen des
Wagens wurden ſofort vertaftet.

Srieſkaſten der Redaßtion.
E. M., Torgau. Der Vater muß nicht, aber er kann, ſofern

er will, das uneheliche Kind, wenn dasſelbe 4 Jahre alt iſt, in
eigene Pflege nehmen. Er kann dasſelbe ſelbſtverſtändlich auch, wenn
ermit Ziehgeldern noch im Rüſſſtande iſt, aber die Ueberwahme des
Kindes entbindet ihn nicht von der Zahlung der rückſtändigen Alimente.

Gebr. G., hier. Strafbar haben Sie ſich nicht gemacht. Der
eine von Jhnen, welcher M. 2.50 an den Verein abzuführen hat, mag
ſich von dem andern, welcher die gleich hohe Summe zu fordern hat,
dieſe Summe cedieren (übertragen) laſſen und die Ceſſion ſtatt
Zahlung dem verein übermittel n.

An die Vereinsvorſtände!
Da die gewerkſchaftlichen und ſonſtigen Vereine vielfach

ihre Verſammlungslokale gewechſelt, auch andere Veränderungen
ſtattgefunden haben, ſo erſuchen wir die Vorſtände aller Ver
eine, welche im Vereinskalender aufgenommen werden ſollen,
uns ſofort die Veränderungen mitzuteilen.

Redaktion des „Volksblatt“.

An die Gewerkſchaften in Halle und Umgegend!
Parteigenoſſen!

Die in Rixdorf ſtreikenden Weber und Spulerinnen haben
mir Sammel-Liſten zugeſandt mit der Bitte, ſie in den
Gewerkſchaften kurſieren zu laſſen. Jch ſetze voraus, daß
Jhr von der Notlage, in der ſich Eureſtreikenden
Brüder und Schweſtern in Rixdorf befinden,
Kenntnis habt; Jhr wißt auch, daß ſchnelle Hilfe doppelte
Hilfe iſt; deshalb bitte ich Euch zu thun was Jhr könnt!

Sammel Liſten werden in der Druckerei des „Volkéblatt“
verausgabt; nur möchte ich noch bitten, dieſelben ſpäteſtens
nach 8--10 Tagen wieder abliefern zu wollen, damit ich
das Geld ſofort abliefern kann.

Speziell die Gewerkſchafts- Vorſtände erſuche ich um baldigſte
Abholurg von Liſten

Mit ſozialdemokratiſchem Gruß
Der Vertrauensmann von Halle und dem Saalkreis

Alfred Jähnig.

D Aufforderung. M
Jn letzter öffentlicher Verſammlung der Giebichenſteiner

Genoſſen bei Mack wurde der Wunſch ausgeſprochen, ei. en
ſozialdemokratiſchen Verein für Giebichenſtein zu gründen.
Um in Ecrfahrung zu bringen, ob eine genügende Anzahl von
Genoſſen einen ſolchen Verein haben und Mitglied werden
will, liegen Liſten zur Urterſchrift in meiner Wohnung,
Advokoter ſtr. 9a, und bei Mack, Reilſtr., Reſtaurant zur
guten Quelle“, aus.

Der Vertrauensmann für Giebichenftein.
O. Mittag.

Quittung.
Für die halleſchen Metallarbeiter wurden an Ebeling 2.50 Mark

abgeliefert, was hierdurch öffentlich quittiert wird.
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An die Metallar beiter von Halle und Umge
Da immer noch nicht alle Außenſtände eingegangen

ſo erſuchen wir nochmals die Kollegen, welche m 1. Mai
Marken betreffs der Unterſtützung gemaßregelter Metallarbeiter
zum Vertrieb übernommen und bis jetzt mit ihren Auftrag
gebern noch nicht abgerechnet haben, dies nun bis Sonntag
den 19. Juni zu thun, damit auch wir öffentlich abrechnen
können. Sollte bis dahin noch nicht alles eingegangen ſein,
ſo müſſen wir die Schuldigen bekannt geben.

Die Kommiſſion zur Stellungnahme gegen den Arbeits
nachweis der hieſigen Eiſeninduſtriellen.

Wetter- Ausſichten auf Grund der Berichte der
Deutſchen Seewarte.

(Nachdruck verboten.)
16. Juni: Wolkig, bedeckt, Strichregen, windig. Strich-

weiſe Gewitter. Lebhaft windig an den Küſten. Jn Nord
deutſchland kühl, im Süden warm und vielfach heiter.

Standes amtliche Vachrichten
Halle, 13 Jani.

Aufgeboten: Der Geſchäftsführer Friedrich Wendler und FriederiWitſche (Dryanderſtraße 11 und Mittelwache 9) Der enge gen

Böttner und Elfrieda Kleemann (Waldhof und Blücherſtraße 12). Der
Kaufmann Paul Lachmund und Helene Angermann (Brüderſtraße 10
und Schillerſtraße 13). Der Krankenwärter Auguſt Paſchke und
Martha Domke (Mühlrain 7 und Hoſpitalplatz 27. Der Droguiſt

ugo Müller und Olga Roeder Königſtraße 18 und Alter Markt 22).
e güg ſver Paul Händel und Anna Eichner Giebichenſtein und

reußlitz).
ießung: Der Barbier Franz Lange und Luiſe Jentburg und Schulgaſſe 1). Fran ans e Jentig (Merſe

Geboren: Dem Slaſer Adolf Ripſch ein Adolf Walther Willy
(Zwingerſiraße 22). Dem Zimmermann Auguſt Trömel eine T.
Auguſte Martha Elſe (Streibet ſtraße 3). Dem Malermeiſter Wilhelm

Evers eine T., Auguſte Grünſtraße 6). Dem Steinmetz Friedri
Rauſchbach ein S., Willy Kurt (Mansfelderſtraße 27) Dem Tiſchler
Wilhelm Brandt ein S., Albert Hermann Karl (Fleiſchergoſſe 4).
Dem Handarbeiter Hermann Kirſten ein S., Friedrich Hermann (Kari
ſtraße 3). Dem Handarbeiter Franz Höhnemann ein S., Ferdinand
Friedrich Karl (Weingärten 13). Dem Handarbeiter Johann Schütt
ein S., Paul Wiby Böllbergerweg 30) Dem Fabrikarbeiter Karl
Krauſe eine T., Jda Emilie (Schmiedſtraße 18). Ein unehel. S. und
vier unehel. T.

Ceſtorben: Des Arbeiter Hermann Götzſchel T. Jda, 1 J. (Kuttel
hof 5). Des Bahnarbeiter Karl Mittler S. Otto, 2 M. (Deſſauer
ſtraße 3). Der Kolporteur Wladislaus Sikorsky, 35 J. (Kuttelhof 4).
Der Univerſitätsprofeſſor Dr. theol, jur. und phil. Johann Eduard
Erdmann, 87 J. (Alte Promenade 21). Des Rechtsanwalt Paul
Voigt S., totgeb. Weidenplan 8). Des Steinmetz Ferdinand Olm
S. Kurt, 2 J. (Klinif) Der Büffetier Karl Franke, 31 J. (Diakoniſſen-
haus). Die Witwe Friederike Hildebrandt geb. Rauchfuß, 78 J.
(Hoſpital). Des Maurer Albert Beyer T. Klara, 11 M. (Kl. Brau-
hausgaſſe 20). Dis Klempner Otto Blümke S. Otto, 1 M (Thor
ſtraße 14b). Der Stadt Muſikdirektor Wirhelm Halle, 55 J. (Geiſt
ſtraße 69). Eine unehel. T. Eine unehel. T. totgeb.

Giebichenſtein, vom 9. bis 11. Juni.
Aufgeboten: Der Fabrikarbeiter Otto Laue und Anna Denkewitz

(Giebichenſtein und Trotha). Der Handarbeiter M. Vogler und F.
B. Koch (Advokatenſtraße 4).

Eheſchließung: Der Hausdiener R. A. Fritzſche und F. A. Beyer
(Brunnenſtraße 60).

Geboren: Dem Handarbeiter C. F. Kreußler eine T., (Schmelzer
ſtraße 1). Dem Hodler A. Th. Schulze eine T. (Gr. Breitenſtraße 1).
Dem Fabrikarbeiter F. K. Plötz ein S. (Advoke tenſtraße 1). Dem
Handarbeiter F. K. Machemehl ein S. Reilſtraße 41). Dem Schloſſer
A. H Heinrich eine T. (Kl. Breitenſtraße 16). Dem Briefträger M.
C. Roßhirt ein S. Adolfſtraße 8). Dem Eiſenbahn -Rangierer C. H.
Zeiſing eine T. (Rainſtraße 5). Ein unehel. S. (Advokatenſtr. 16).

Geſtorben: Des Bauunternehmer K. Waßmuth S., 8 M. 4 T.
(Adolfſtr. 7). Des Fabrikarbeiter G. H. Gierlich T, 4 M. 14 T.
(Wittekindſtraße 15). Des Bahnarbeiter G J K. Richter T., 14 T.
(Böckſtraße 4).geſördert worden.
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und billigerB.

i Feinste

Geſetzlich geſchü tzt.

WEier SW
ganz friſche große.

Thüringer Landeier,
ſchöne friſche geſunde Eier,

Stück Z. Pf. (Mandel 52 Pf.) und
4 Pf. (Mandel 58 Pf)

bariſt. Mr. C kV 7 II. Krause. teriſtiter und e n
große Alrichſtr. 24.

Walhalla-Theater,
Tireftion Richard Hubert.
Mittwoch den 14. Juni

Letztes Auftreten!
Die drei Alkers, Waſſerkünſtler und

Pantomimiſten. Brothers Charles,
GymnaſtikerDuo. Miß Theo u.

Große delikate KümmelKäſe
Stück 10 Pf. Whochfeinen edten AipenLimburger

pikante reife Ware.

V. Krausee, große Ulrichſtraße 24.
Tom Aldow, muſikaliſch elektriſche Fan
taſten. Little Peppi, Miniatur-Mala-

BVender, KoſtümSoubrette. Herr Lud
wig Türk, Geſangs Humoriſt

im Stantsdienſte.

von F. Drao e.

Gewerbsmäßige Meuchelmörder

Abtenmätige Darſteüung der Verbrechen einer „Schwarzen Hande“
(Sempleti) von Il Richtern, 15 Advekaten und 10 Jerzten

R Amang 8 Uhr. Ende 11 Uhr.
ViktoriaTheater.

Dienstag den 14. Juni

Doktor Klaus.
Luſtſpiel in 5 Akten von J. L'Arronge.

Mittwoch den 15. Juni

Enteneier,
Glucke mit elf Küchlein,
neue Matjes-Heringe,

Stück 5 bis 10 Pf.,

wie gebabt, nur beſte Ware, iſt heute
3 Mk höher, und mache geehrte Hausfrauen
darauf aufmerkſam, daß ich dieſe Qualität,

pro Pfd. 60 Pf., bei mehr, billiger abgebe.

Otto Pallas,

Mein reichhaltiges Lager von

fertigen Särgen
bringe für vorkommende Trauerfälle in
Erinnerung und ſichere bei bekannter reeller
Bedienung billigſte Preiſe zu.

Hochachtunge voll

Theodor v. Knoblauch
Tiſchle weiſter

Triftſtraße 3, Eiebichenſtein.

Heinrich Oertoel
Slemunermeiſter

S G oehsistrass e StPreis 2 Mark 50 Pf. Bei Abnahme von 10 Exemplaren 20 Mark

Aus dem Jnhalt heben wir hervor
„Der Advokat Wex in Hamburg mit ſeinen Spionen.“
„Die Jntriguen des Eheſchänders Dr. Everts in Wansbeck.“
„Das Komploit.“
„Planmäßige Vergewaltigung vor Gericht.“
„Unterſchlagung von Aktenmaterial durch den Landgerichtsdirektor Römer in

Altona
„Der meineidige gerichtliche Sachverſtändige Geh. Medizinalrat Dr. Wolff in

Berlin.“
„Erkenntnis des Berliner Landgerichts, durch welches die wider beſſeres Wiſſen

erfolgte unſchuldige Verurteilung und Vergewaltigung Draaks feſtgeſtellt
worden.“

Jn demſelben Verlage iſt erſchienen von F. Ekard:

anJuſtizmorde.
Vergewaltigung und Einſperrung von 24 geſunden Perſonen
in die Jrrenanſtalten wider beſſeres Wiſſen aus Gewinnſucht.

Bei dieſem Verbrechen ſind beteiligt:
50 Beamte und eine große Anzahl beſtochener und meineidiger Zeugen,

welch ſämtlich in dem Werke namhbaft gemacht ſind.

1450 Druckſeiten ſtark (3 Bände). Preis 4 Mark.
Beide Werke zu beziehen durch jede Buchhandlung und beim Verleger

Ch. Draak, Friedenau bei Berlin Feurigſtr. 2. ſowie auch bei der Geſchäfts
ſtelle des „Volksblatt“

Fräulein Feldwebel.
S Schlachtefeſt.

FPäsehel, Merſeburgerſtr. 41.

K. Schmeis
Gliebieheneteimn, Burgstr. 17

empfiehlt
SüßrahmMargarine à Pfd. von 72

bis 1
Friſch gebr Kaffees à Pfd 1.60——2

ſowie ſämtliche
Kolonial- und Materialwaren und

diverſe Flaſchenbiere.

Aug- Fiebigers
Konditorei und Hückerri

Geiststr. 4 Gefststr. 41empfiehlt täglich friſch:
alle Sorten Kaffe- und Theegebäck,

Matzkuchen in bekannter Güte, ſehr ſchönen
Dönkuchen, feines Weitz- und Schwarz-

brot, auch frei ins Haus.
Spezialität: Braunſchweig. Kaffeekuchen.

Karlsbader Ein- und Zwieback.

Großes kräftiges Schwarzbrot

Otto MHänel, Harz 34.
I. und I. Sorte

empfiehlt

Kugufſtſtr. 60, Giebichenſtein. i en
Höttqzerri von Friedr. Schernor Haus und Wirtſchaftsgerätt.

Hießkannenempfiehlt ſich zur Anfertigung von Waſch

gefäßen ſowie Reparaturen in und außer e e
Haure Gurhken,

dem Fauſe zu ſoſeden Preiſen. Beſtellungen
werden auch Blücherftraße 2 in meiner

harte wohlſchmeckende Ware in Schocen
und einzeln empfiehlt

Wohnung entgegengenommen.

O. Heller, Steinweg 33.
II W Feines Roggenbrot von reinem

an ſ Roggen, 3 Stück ür 150 ſowie

b I
wohiſchmeckendes Weizenbrot liefert die

Bäckerei Schülershof 12.

Ein Nußbaum-Vertikow,
ein birkener Tiſch und 3 Stühle billig

ſtaubfrei, zu verkaufen Liebenauerſtr. 11, part. links.
i Pin an ken Steinweg 33

bei iſt eine freundliche Wohnung für 120 Thlr.
ſofort oder zum 1. Juli zu vermietenI ob warzo Stube u. K. für 32 Thir zu verm. Langeſtr. 16.

Schöner Laden mit oder ohne WohnungT 7 u r W zu vermieten Geiſtſtraße a.5277 e mälien- Frin möbl. Wohn. für 1 od. 2 Herren u.X wohnwngera mit Bad und Gartep
X von 120 bis 160 Mk. jührlich, sofort
X beziehbar in „Loest's Hof bei
X tnepektor Mauss.

kl. möbl. Stübchen zu verm. Geiſiſtr. 41.
Eine Schlafſtelle zu verm Thorſtr. 14e, part.
Gr. St. als Schlafſt. billig alt. Markt 24, UIr

Für die Redaktion verantwortlich (mit Ausnahme des Jnſeratenteils ſowie der Pubiikationen der Boy

verantwortlich Aug. Groß Halle. Druck der Halleſchen
kottkommiſſion) Rich. Jllage, Halle. Gerla und für die Inſerate ſowie die Publikationen der Boykottkommiſſio

GenoſſenſchaftsBuchdeuckerei (E. 4. m. b. H.), Halle.
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